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Innovationsausschuss 

Zwei Versorgungsangebote erfolgreich erprobt 
– Hilfe für Menschen mit seltenen Erkrankun-
gen und neue Ansätze für strukturschwache 
Regionen  
Berlin, 4. April 2022 – Bei zwei abgeschlossenen Projekten aus dem För-
derbereich „Neue Versorgungsformen“ hat der Innovationsausschuss 
beim Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) empfohlen, erfolgreich er-
probte Ansätze für Patientinnen und Patienten in die Versorgung zu 
überführen. Damit dies gelingt, werden die detaillierten Projektergeb-
nisse nun gezielt an Organisationen und Institutionen im Gesundheits-
wesen weitergeleitet. Verbunden damit ist die Bitte an die jeweiligen 
Organisationen, die Ergebnisse zu prüfen und sie innerhalb ihres Zustän-
digkeitsbereichs möglichst zu berücksichtigen – die Richtlinien des Ge-
meinsamen Bundesausschusses wären dafür nur in Teilen der richtige 
Weg in die Versorgung. Beim Projekt TRANSLATE-NAMSE stand eine 
bessere medizinische Versorgung von Menschen mit seltenen Erkran-
kungen im Mittelpunkt. Das Projekt IGiB-StimMT entwickelte die Ver-
sorgungsstrukturen und -prozesse in der Region um Templin weiter, ei-
ner strukturschwachen Region im Land Brandenburg. 

TRANSLATE-NAMSE: bessere Versorgung von Menschen mit seltenen 
Erkrankungen  

Es gibt über 8.000 seltene Erkrankungen, allein in Deutschland sind ins-
gesamt mehrere Millionen Menschen betroffen. Der Weg bis zur richti-
gen Diagnose ist für sie oft lang – bei Kindern dauert es im Durchschnitt 
viereinhalb und bei Erwachsenen achteinhalb Jahre. Auch eine adäquate 
Versorgung ist leider noch nicht selbstverständlich. Das im Jahr 2010 ge-
gründete „Nationale Aktionsbündnis Seltene Erkrankungen“ (NAMSE) 
will die Versorgung für Betroffene verbessern. Ein Teil der von NAMSE 
konzipierten Maßnahmen wurde in dem vom Innovationsausschuss ge-
förderten Projekt TRANSLATE-NAMSE erprobt.  

Um die Diagnosestellung bei einer seltenen Erkrankung zu beschleuni-
gen, wurden im Projekt neun universitäre Zentren für seltene Erkran-
kungen und vier universitäre humangenetische Institute miteinander 
vernetzt. Dabei etablierte man auch strukturierte Patientenpfade für 
Personen, bei denen ein Verdacht oder eine noch unklare Diagnose auf 
eine seltene Erkrankung besteht. Um auch den Übergang von der Ju-
gend- in die Erwachsenenmedizin besser zu strukturieren, führte das 
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  Projekt unter anderem bedarfsbezogene, multiprofessionelle Versor-
gungs- und Beratungsangebote ein. Das bundesweite Netzwerk nutzten 
in der dreijährigen Projektzeit 6.000 Patientinnen und Patienten. 

Die Evaluation des Projekts hat gezeigt, dass sich mit dem neuen Ange-
bot bei vielen Patientinnen und Patienten mit einem Verdacht auf eine 
seltene Erkrankung die Versorgungseffizienz wesentlich verbesserte. So 
konnte bei einem Drittel der im Projekt Versorgten eine gesicherte Diag-
nose gestellt werden. Bei einem Viertel der Patientinnen und Patienten 
wurde sogar eine seltene Erkrankung sicher diagnostiziert. Die Diagno-
sestellung erfolgte zudem im Durchschnitt innerhalb eines halben Jah-
res, so dass dann umgehend eine bedarfsgerechte Therapie eingeleitet 
werden konnte. Nicht zielführende Diagnostik und Therapieversuche 
wurden hingegen vermieden.  

Auf Basis der Projektergebnisse wurden bereits bundesweit über ver-
schiedene Kassenarten hinweg Selektivverträge geschlossen. Eine Bei-
trittsoption für weitere Krankenkassen ist hierbei vorgesehen und damit 
eine breite Versorgung möglich. Der Innovationsauschuss bittet jedoch 
darüber hinaus insgesamt elf Institutionen im Gesundheitswesen, da-
runter auch den Gemeinsamen Bundesausschuss, zu prüfen, inwiefern 
die erprobten Ansätze in ihrem Zuständigkeitsbereich berücksichtigt 
werden können: Beispielsweise um Verträge zur koordinierten Feststel-
lung und Behandlung einer seltenen Erkrankung weiterzuentwickeln, um 
stationäre Leistungen adäquat zu vergüten und um die ambulante spezi-
alfachärztliche Versorgung für seltene Erkrankungen zu erweitern. 

Beschluss und Ergebnisbericht zu TRANSLATE-NAMSE 

IGiB-StimMT: Strukturmigration in der Region um Templin 

Das Projekt IGiB-StimMT hatte zum Ziel, die regionalen Versorgungs-
strukturen und -prozesse in der Region Templin bedarfsorientiert und 
regionalspezifisch an die veränderten Bedingungen des demographi-
schen Wandels anzupassen.  

Auch wenn im Projektverlauf mehrere Ansätze und Versorgungsmodule 
adaptiert oder sogar verworfen werden mussten, konnten letztlich vier 
der fünf Teilprojekte erfolgreich in die vorhandene Versorgungsstruktur 
integriert werden und verbesserten die bestehenden medizinischen An-
gebote. Im Zentrum stand die Umstrukturierung des Sana Krankenhau-
ses Templin zu einem ambulant-stationären Zentrum mit vielfältigen 
Versorgungsangeboten, die stärker am regionalen Bedarf der Patientin-
nen und Patienten ausgerichtet sind. Am Krankenhaus angesiedelt wur-
den unter anderem eine ärztliche Bereitschaftspraxis, eine zentrale Not-
aufnahme (Decision Unit) für Patientinnen und Patienten mit unklaren 
Diagnosen, Verdachtsdiagnosen oder Versorgungserfordernissen, die 
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  über die ambulanten Möglichkeiten hinausgehen sowie ein Koordinie-
rungs- und Beratungszentrum. Daneben implementierte das Projekt sek-
torenübergreifende Behandlungspfade bei Herzinsuffizienz, Rücken-
schmerz und Adipositas sowie eine strukturierte Harninkontinenz-Ver-
sorgung. 

Die Projektergebnisse, in denen es explizit auch um die Schwierigkeiten 
bei der Reform von komplexen Versorgungsstrukturen geht, werden an 
die Akteure der Selbstverwaltung im Gesundheitswesen – GKV-Spitzen-
verband, Deutsche Krankenhausgesellschaft, Kassenzahnärztliche Bun-
desvereinigung und Kassenärztliche Bundesvereinigung – weitergeleitet. 
Sie sind gebeten zu prüfen, inwiefern Ansätze der neuen Versorgungs-
form zur Weiterentwicklung der bedarfsgerechten Versorgung in ländli-
chen und/oder strukturschwachen Regionen genutzt werden können 
und wie dies in einem bundesweit einheitlichen Rahmen erfolgen kann. 
Ergänzend werden die im Projekt erzielten Erkenntnisse zur Information 
an die Gesundheits- und Sozialministerien der Länder sowie die Bundes-
vereinigung der kommunalen Spitzenverbände weitergeleitet. 

Zudem wird das Bundesministerium für Gesundheit gebeten zu prüfen, 
ob im Rahmen von Gesetzgebungsverfahren rechtliche Anpassungen 
vorgeschlagen werden können, um bedarfsgerechte, wohnortnahe und 
sektorenübergreifende Versorgungsansätze in ländlichen und/oder 
strukturschwachen Regionen leichter umzusetzen. Die Richtlinien des 
G-BA sind hier nicht der richtige Weg, um die positiven Erkenntnisse in 
die Versorgung zu bringen.  

Beschluss und Ergebnisbericht zu IGiB-StimMT 

Hintergrund: Projektförderung durch den Innovationsausschuss 

Der G-BA erhielt im Jahr 2016 vom Gesetzgeber den Auftrag, mit den 
Mitteln des Innovationsfonds solche Projekte zu fördern, die über die 
bisherige regelhafte Gesundheitsversorgung in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung in Deutschland hinausgehen, um Impulse für die inno-
vative Weiterentwicklung des Gesundheitswesens zu geben. Hierfür 
wurde beim G-BA ein Innovationsausschuss eingerichtet. Die Mittel wer-
den von den gesetzlichen Krankenkassen und aus dem Gesundheits-
fonds getragen und vom Bundesamt für Soziale Sicherung verwaltet. 

Sämtliche Ergebnisberichte der bislang abgeschlossenen Projekte sowie 
die Beschlüsse der Empfehlungen sind auf der Website des Innovations-
ausschusses veröffentlicht: Beschlüsse 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Der G-BA ist vom Gesetzgeber beauf-
tragt, in Richtlinien verbindlich festzulegen, welche Leistungen von der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) erstattet werden und welche qualitätssichernden Maßnahmen bei der Leistungserbringung 
einzuhalten sind. 

Der G-BA hat seit dem 1. Januar 2016 zudem den Auftrag, neue Versorgungsformen, die über die bishe-
rige Regelversorgung hinausgehen und Versorgungsforschungsprojekte, die auf einen Erkenntnisgewinn 
zur Verbesserung der bestehenden Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung ausgerichtet 
sind, zu fördern. Für die Durchführung der Förderung aus dem Innovationsfonds wurde beim G-BA ein 
Innovationsausschuss eingerichtet. 

Die gesetzlich vorgesehene Fördersumme für neue Versorgungsformen und Versorgungsforschung be-
trägt in den Jahren 2020 bis 2024 jeweils 200 Millionen Euro. 80 Prozent der Mittel sollen für die Förde-
rung neuer Versorgungsformen verwendet werden, 20 Prozent der Mittel für die Förderung der Versor-
gungsforschung. 

Rechtsgrundlage des Innovationsfonds und des Innovationsausschusses beim G-BA sind die §§ 92a und 
92b SGB V. 

Weitere Informationen finden Sie unter innovationsfonds.g-ba.de und unter www.g-ba.de. 
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